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Warum weder Kopfpauschale 
noch Kostenerstattung 
Beiträge zu einer besseren 
Gesundheitsversorgung sind.

Herbert Weisbrod-Frey
Bereichsleiter Gesundheitspolitik
beim ver.di Bundesvorstand

Ist gute Gesundheit 

unbezahlbar? 
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Das Gesundheitswesen vom Patienten her denken

Wenn ich zum Arzt gehe é..

·möchte ich gesund werden,  eine 

Diagnose,  die Behandlung meiner 

Krankheit é.

·möchte ich keine Lehrstunde in 

Gesundheitsökonomie und keinen 

Vortrag über eine unzureichende 

Gesundheitspolitik
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Die Themen

Teil

1. Wie teuer ist unser Gesundheitswesen wirklich                   

und wofür geben wir das Geld aus?

2. Wie gut ist unsere Gesundheitsversorgung                       

und was muss besser werden?

3. Was will die Bundesregierung anders machen und was 

bedeutet das für Versicherte und Patienten

4. Warum jetzt ein Zusatzbeitrag kommt  und weshalb das 

dem Gesundheitsminister gar nicht so unrecht ist

5. Was ver.di will und warum es sich lohnt für unsere 

solidarische  Krankenversicherung stark zu machen
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Die Ausgaben der gesetzlichen Krankenversicherung sind stabil

Eine Kostenexplosion findet nicht statt

6

Anteil der Ausgaben der GKV am BIP 

6,4 6,4

2009 haben die Gesetzlichen Krankenkassen

160,6 Mrd. úfür die Gesundheitsversorgung 

ihrer Versicherten ausgegeben



ver.di Bundesvorstand, Bereich  Gesundheitspolitik Weisbrod-Frey / April 2010

Mythos Privatversicherung

Die Prämien der Privatversicherten stiegen deutlich 

schneller als die Beiträge in der gesetzlichen 

Krankenversicherung
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Verlierer sind vor allem 

ältere Versicherte. 
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ÁPrivate 
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Weniger Staat ïmehr Privat

Die Belastungen im Gesundheitswesen haben sich 

vor allem auf die privaten Haushalte verschoben
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öffentliche 
Haushalte
Arbeitgeber

private Haushalte

Von insgesamt 252,7 Mrd. Euro, die im 

Gesundheitswesen im Jahr 2007 

ausgegeben wurden, trugen Staat,

Länder und Kommunen 13,1 Mrd.,  

die Arbeitgeber 10,7 Mrd. und  

private Haushalte 34,1 Mrd. Euro

Hauptfinanzier war die gesetzliche 

Krankenversicherung 145 Mrd. Euro. 

Die private Krankenversicherung war mit 

23,5 Mrd. Euro beteiligt

Kostenentwicklung im Gesundheitswesen zwischen 1996 und 2007 in Prozent

Quelle: statisches Bundesamt ïeigene Berechnung 
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Arbeitgeber-
anteil GKV 

(7%v.Brutto)  
0,98 ú

sonstige 
tarifliche, gesetzlic
he und freiwillige 

Sozial-
aufwendungen

10,92 ú

Bei einer Senkung 
des GKV Beitrags-
satzesum                     
5 Prozentpunkte 
würde sich der 
Arbeitgeberanteil um 
0,35 Cent reduzieren  

Kosten 

einer 

Handwerker-

stunde 

54,15 ú

Überschätzte Wirkung

Folgen einer Senkung des GKV Beitragssatzes 

Bruttolohn
14,00 ú

Lohnneben-
kosten
11,90 ú

Gemein-ko
sten

17,40 ú

Gewinn
2,20 ú

Mehrwert-
steuer
8,65 ú

Quelle: Handwerkskammer Stuttgart Februar 2010

und eigene Berechnung
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So sind die 
Ausgaben 
2009 gestiegen
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Finanzergebnisse der GKV

(Veränderungsraten der absoluten Werte 1. bis 4. Quartal 2009  im Vergleich 

zum 1. bis 4. Quartal 2008 in den größten Leistungsbereichen ) 

2009 wirkt bei den Ärzten die neue Vergütungs-

ordnung  und  bei den Krankenhäusern die 

verbesserte Krankenhausfinanzierung.  

Bei den Arzneimitteln war eine wesentlich 

stärkere  Ausgabenbremsung vorgesehen. 

Ausgaben für in Prozent 1.-4. Quartal 2009     
in Mrd. Euro

Leistungen insgesamt +   6,26 160,6

Ärztliche Behandlung +   6,57 30,6

Krankenhäuser +   6,41 56,4

Arzneimittel +   5,19 32,4
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So sind die Ausgaben zwischen       
1999 und 2009 gestiegen
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Finanzergebnisse der GKV (Veränderungsraten der absoluten Werte 2009  im Vergleich 

zu1999 in den größten Leistungsbereichen ) 

Ausgaben für 1999     
in Mrd. Euro

2009     
in Mrd. Euro (%)

Leistungen insgesamt 123,2 160,6  (30,4 %)

Ärztliche Behandlung 21,2 30,6    (44,3 %) 

Krankenhäuser 43,7 56,4    (29,1%)

Arzneimittel 19,2 32,4    (68,8 %)
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Zu viele Krankenkassen?
Die Zahl der Krankenkassen  hat sich deutlich reduziert. 

Dieser Trend setzt sich fort.

Die größte Zahl gab es 1908 mit 22.887 Kassen. 
Mit steigender Mobilität und EDV wurden weniger 

Krankenkassen gebraucht. 
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Stärken und Schwächen 
des deutschen Gesundheitswesens aus 

Verbrauchersicht  im internationalen Vergleich 

Deutschland

- wenig Patienten-

rechte und Infor-

mation zu Versor-

gungsangeboten,

hohe Infektions-

rate mit resisten-

ten Keimen. 

Wenig 

Früherkennung.

+ relativ kurze 

Wartezeiten

Durchschnitt 

32 europ. 

Staaten

Niederlande vor Dänemark und 

Österreich auf Platz 1 ï

Deutschland auf Platz 6

Deutschland

Deutschland mit Bestwert

bei Wartezeit
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Personalabbau in Deutschland: 

Belastung für gute 

Gesundheitsversorgung

ÁIn den letzten 10 Jahren wurden 100.000 Stellen 

in den Krankenhäusern abgebaut,

Á davon 50.000 in der Pflege bei

Á 1 Mio. mehr Patientinnen und Patienten

ÁFolge ist eine schlechter werdende Versorgung 

vor allem von pflegebedürftigen Patienten, wenn 

diese der Krankenhausbehandlung bedürfen.
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Teilergebnisse Pflege-Thermometer 2009 / N= 3.875

Patientensicherheit
Wie oft ist es in Ihren letzten 7 Arbeitstagen vorgekommen, dass..
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Patientensicherheit
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Der einheitliche Krankenversicherungsschutz  mit dem Prinzip der 

Sachleistung wird aufgegeben. An seine Stelle treten mehr Wahlleistungen

·Mehr Wahl bei Versicherungstarifen und Leistungen ïd.h. auch.:      
mehr Zuzahlung. > Koalitionsdeutsch: Mehrkostenregelung

·Festzuschüsse und Festbeiträge sollen in allen Leistungsbereichen 

geprüft werden ïd.h.: Wer am medizinischen Fortschritt teilhaben 

will, muss dafür extra zahlen.

·Prävention und Mundgesundheit soll ins Kostenerstattungsprinzip.    

Beim Zahnarzt muss also in Zukunft bar bezahlt werden.

weitere Zuzahlungen angekündigt > Koalitionsdeutsch:                     
gesundheitssystemimmanente Ausgabensteigerung

19

Koalitionsvertrag 

Sachleistungen und

Kostenerstattung

http://www.csu.de/partei/index.htm
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Sachleistung: Versicherte erhalten die Leistung in einer festgelegten 

Qualität. Die Krankenkassen verhandeln dafür die Preise z.B. mit 

Ärzten, Medikamentenherstellern oder Krankenhäusern

Kostenerstattung: Versicherte erhalten vom Arzt  oder Krankenhaus eine 

Rechnung oder zahlen das Medikament in der Apotheke. Die Preise 

werden frei vereinbart und vom Patienten bezahlt. Die Rechnung wird bei 

der Krankenkasse eingereicht und bis zu einem vereinbarten Höchstbetrag 
erstattet. Dazu kann die Kasse unterschiedliche Wahltarife anbieten.

20

Was bedeutet der Wechsel 

von Sachleistungen auf

Kostenerstattung

http://www.csu.de/partei/index.htm
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·Beitrag und Leistung sollen in ein adäquates Verhältnis               

ïdas bedeutet  Ausstieg aus der Solidarität.                           

Wer viel zahlt erhält viel oder hochwertige Leistungen.                    

Wer wenig zahlt erhält weniger oder Standardleistungen in 

geringerer Qualität.

·Die Finanzierung soll von den Arbeitskosten entkoppelt

werden, d.h. Kopfpauschale >einkommensunabhängiger 

Beitrag< - wer arm ist braucht sozialen Ausgleich außerhalb des 

Versicherungssystems. 

21

Koalitionsvertrag 

Finanzierung

http://www.csu.de/partei/index.htm
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Ăé. den Ausgleich zwischen Arm und 
Reich, halten wir in der 
Gesundheitsversicherung für wenig 
treffsicher und deswegen für sozial 
ungerecht.ñ
Bundesminister für Gesundheit Dr. Philipp Rösler in der Sitzung des Deutschen 
Bundestags am Donnerstag, dem 12. November 2009

Aber ist die Kopfpauschale gerechter und 
wer finanziert die ?

22

Finanzierung

Bei Bundes-

gesundheitsminister 

Philipp Rösler klingt das so:

http://www.csu.de/partei/index.htm
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Es gibt keinen Beitrag nach Einkommen ïalle zahlen das Gleiche. 

·Bei hohen Einkünften reduziert sich der Beitrag. 

·Bei kleinen oder mittleren Einkommen und Renten wird es 

teurer. 

·Wer durch die Beitragszahlung überfordert ist, erhält Geld vom 

Staat.

·Wie das gehen soll?  Eine Regierungskommission, bestehend   aus  

Bundesminister/innen soll das klären:

· Muss Sozialhilfe beantragt werden?

· Was heißt automatischer sozialer Ausgleich? ïWas kostet das?

23

Was bedeutet die 

Kopfpauschale

http://www.csu.de/partei/index.htm
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In der Schweiz gibt es einen Ausgleich über das 

Steuersystem. Für 7,7 Mio. Einwohner werden aktuell 2,2 

Mrd. Euro an staatlicher Unterstützung gebraucht mit stark 

steigender Tendenz. 

Zwei Institute in Deutschland rechnen je nach Höhe                              
der Kopfpauschale mit einem erforderlichen                            
Steuerausgleich zwischen  22 und 35 Mrd. Euro

24

Kopfpauschale

In der Schweiz

http://www.csu.de/partei/index.htm
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·Die Finanzierung eines Sozialausgleichs bei der Kopfpauschale kann 
laut Finanzministerium nicht über die Einkommensteuer finanziert 
werden, selbst wenn das Aufkommen zu 100 % dem Bund 
zukommen würde. 

·Einziger Ausweg: höhere Verbrauchssteuern, z.B. eine Erhöhung 
der Mehrwertsteuerum bis zu 4 Prozent.
Antwort vom 8. 2. 2010 auf eine Kleine Anfrage der Abgeordneten Birgitt Bender  Grüne)

Problem: Die Mehrwertsteuer wird in der Hauptsache von jenen  
aufgebracht, die den Sozialtransfer benötigen.                                                 
Sie zahlen ihn also aus eigener Tasche. 

25

Kopfpauschale
Finanzminister                
Schäuble rechnet 
nach

http://www.csu.de/partei/index.htm
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·Mit dem Gesundheitsfondswird der Beitrag seit 1. Januar 2009 von 
der Bundesregierung festgesetzt. Er muss mindestens 95 Prozent der 
Ausgaben der Krankenkassen decken. 

·Kassen, die höhere Ausgaben haben, können von ihren Mitgliedern 
einen Zusatzbeitragbis zur Höhe von 1 Prozent der beitragspflichtigen 
Einnahmen erheben. Bis zu acht Euro können ohne 
Einkommensprüfung verlangt werden. 

·Die Kasse muss den Zusatzbeitrag dann erheben, wenn trotz aller 
Sparmaßnahmen die Mittel aus dem Gesundheitsfonds nicht        
mehr ausreichen ihre Kosten zu decken.

27

Warum gibt es Zusatzbeiträge?



ver.di Bundesvorstand, Bereich  Gesundheitspolitik Weisbrod-Frey / April 2010 28

Ergebnis 2009 und Prognose 2010/2011 

GKV-Einnahmen und ςAusgaben
Spätestens im Juli 2009 war bekannt, dass mit der aktuellen Finanzierung Lücken in der 
gesetzlichen Krankenversicherung entstehen:
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Einnahmen   Ausgaben

Ergebnis 2009 

166,9 Mrd. ú

Beiträge 

und 

Zuschüsse 

164,5 Mrd. 

ú

2011

Einnahmen   Ausgaben

Finanz -
lücke ca. 
13 Mrd. Γ

Ausgaben-

anstieg 

ca. 5,5 Mrd. 

ú

Darlehens-

rückzahlung 

aus 2009

Beiträge 

und 

Zuschüsse 

168 Mrd. ú

Fortschreibung 2011 

181 Mrd. ú

2010

Einnahmen   Ausgaben

Finanzlücke 
3,6 Mrd. Γ Ausgaben-

anstieg 

ca. 7,4 Mrd. 

ú

Beiträge 

und 

Zuschüsse 

166 Mrd. ú

Schätzerkreis 2010 

174,3 Mrd. ú

Staats-
zuschuss3,9 

Mrd. Γ
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·Die neue Bundesregierung hat sich darauf verständigt, dass der 
Arbeitgeberbeitragtrotz eines Defizits von ca. 7.5 Mrd. ϵfest bleibt. 

·Um dieses Ziel zu erreichen wird 2010 ein weiterer Staatszuschussvon 3,9 Mrd. 
Euro an die Krankenkassen gegeben.

·Damit  klafft eine Lücke von 3,6 Mrd. Euro. Es ist vorhersehbar, dass im Laufe des 
Jahres 2010 die meisten Krankenkassen einen Zusatzbeitrag erheben müssen. 

·Die ersten Zusatzbeiträgefallen bei den Kassen an, bei denen die             
Leistungen für die Versicherten die  Einnahmen aus dem Gesundheitsfonds 
übersteigen.
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Warum wird gerade jetzt ein 
Zusatzbeitrag erhoben ?Weil aus dem Gesundheitsfonds nur 

95 Prozent der Leistungsausgaben 
finanziert werden müssen, hängt 

der Zusatzbeitrag nicht vom 
wirtschaftlichen Umgang mit den 

Beiträgen, sondern von den 
Leistungen für die Versicherten ab.
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Zusatzbeitrag

Belastungsunterschiede

Auch ALG II Empfänger/innen sollen nach dem Willen der 

Bundesregierung  nicht vom Zusatzbeitrag befreit werden

Bruttoeinkommen 
in Euro

Krankenkassen-
beitrag 14,9 
Prozent in 

Euro/Monat

Anteil der/des 
Versicherten 
7,9 Prozent in 
Euro/Monat

Zusatzbeitrag in 
Euro/Monat

Erhöhung für 
Versicherte        
in Prozent

700 104,30 55,30 8,00 14,47%

1000 149,00 79,00 8,00 10,13%

3000 447,00 237,00 8,00 3,38%

3750 558,75 296,25 8,00 2,70%
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·Warum wird in den meisten Fällen ein Zusatzbeitrag von 8 Euro 
erhoben?

·Könnte die Bundesregierung den Zusatzbeitrag verhindern?

·Können die Kassen nicht mehr sparen, um ein Defizit zu vermeiden?

·Kann ich den Zusatzbeitrag verweigern?

·Lohnt sich ein Kassenwechsel?

·Müssen alle Versicherten einer Kasse den Zusatzbeitrag zahlen?

31

10 Fragen zum Zusatzbeitrag
Service auf der ver.di Internetseite

http://gesundheitspolitik.verdi.de/finanzierung/vom-zusatzbeitrag-zur-kopfpauschale  



ver.di Bundesvorstand, Bereich  Gesundheitspolitik Weisbrod-Frey / April 2010

Die Themen

1. Wie teuer ist unser Gesundheitswesen wirklich           

und wofür geben wir das Geld aus?

2. Wie gut ist unsere Gesundheitsversorgung                    

und was muss besser werden?

3. Was will die Bundesregierung anders machen und 

was bedeutet das für Versicherte und Patienten

4. Warum jetzt ein Zusatzbeitrag kommt  und weshalb 

das dem Gesundheitsminister gar nicht so unrecht ist

5. Was ver.di will und warum es sich lohnt für unsere 

solidarische  Krankenversicherung stark zu machen

32



ver.di Bundesvorstand, Bereich  Gesundheitspolitik Weisbrod-Frey / April 2010 33

ver.di will nicht weniger, 

sondern mehr Solidarität

ÁSolidarität muss das Leitprinzip bleiben. 

ÁWir brauchen  die Weiterentwicklung zu einer 

Krankenversicherung für alle Bürgerinnen und Bürger, 

Áaus allen Einkünften. 

Ádie niemand überfordert. 

Über 73 Prozent der Bevölkerung wollen die 
Bürger/innenversicherung
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ÁStaat und Gesellschaft: Familienpolitische und 

gesellschaftspolitische Aufgaben müssen aus Steuern 

finanziert werden. 

ÁDie Arbeitgeber: Sie dürfen nicht aus der Finanz- und 

Kostenverantwortung entlassen werden, sondern müssen 

den Krankenversicherungsbeitrag wieder zur Hälfte 

finanzieren. 

ver.di will, dass jeder an seinem Platz 

Verantwortung für eine gute 

Gesundheitsversorgung übernimmt



ver.di Bundesvorstand, Bereich  Gesundheitspolitik Weisbrod-Frey / April 2010 35

ÁAlle sollen unabhängig vom Geldbeutel den gleichen 

Zugang zur notwendigen medizinischen Versorgung haben.

Die  Zusatzbeiträge sind der Einstieg in ein anderes 

Gesundheitswesen ohne Solidarität und ohne 

gleiche Gesundheitschancen. 

ver.di will gute Gesundheit 

für alle
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Gibt es Alternativen?

ÁBis zum Sommer will die Bundesregierung ihre Eckpunkte 

vorlegen. Eine Ministerrunde berät. Die Bevölkerung bleibt 

im Unklaren.

ÁJetzt muss über die Pläne informiert werden. 

ÁDer DGB hat Wohlfahrts- und Sozialverbande 

Wissenschaft und Arbeitnehmerorganisationen 

eingeladen, gemeinsam für mehr Solidarität und Qualität 

im Gesundheitswesen Alternativen zu entwickeln.

ÁVer.di unterstützt die DGB Aktivitäten durch eigene 

Aktionen




